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das Produktionsmittelbuch eingetragen und können 
nur mit Zustimmung der Mitgliederversammlung 
veräußert werden.

(6) Das eingebrachte Inventar wird auf den Anteil­
fonds angerechnet. Wenn das eingebrachte Inventar 
wertmäßig höher ist als die von jedem Mitglied an 
die Genossenschaft zu zahlenden Anteile in Höhe 
von 2 Monatsentgelten, so wird dieses in einem von 
der Bevollmächtigten- bzw. Mitgliederversammlung 
festzulegenden Zeitraum dem Mitglied zurück­
erstattet.

III.

Die genossenschaftliche Arbeit und Arbeitsorganisation 
sowie die Vergütung nach der Leistung

6. (1) Die Genossenschaft arbeitet nach dem Prinzip 
der wirtschaftlichen Rechnungsführung.

(2) Die regelmäßige Teilnahme an der genossen­
schaftlichen Arbeit ist oberste Pflicht jedes Mit­
gliedes. Diese persönliche Pflicht kann nicht durch 
Dritte verwirklicht werden.

(3) Die gute genossenschaftliche Arbeit erfordert 
von jedem Genossenschaftsmitglied:
Das Statut und die Arbeitsordnung zur Richtschnur 
seines Handelns zu machen und mit seiner ganzen 
Kraft
a) die Erfüllung des Schurplanes durch kollektive 

Zusammenarbeit zu sichern;
b) das Leistungsprinzip durchzusetzen, den sozia­

listischen Wettbewerb und Erfahrungsaustausch 
zu organisieren und zu unterstützen;

c) durch Kritik und Selbstkritik das Kollektiv zu 
festigen und jedes Mitglied zur Ehrlichkeit 
gegenüber unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat 
und seiner Genossenschaft zu erziehen.

7. Zur Verwirklichung der innergenossenschaftlichen 
Demokratie, zur Festigung der sozialistischen 
Arbeitsorganisation, Arbeitsmoral und -disziplin, 
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, der Sen­
kung der Selbstkosten sowie der Durchsetzung des 
Prinzips der materiellen Interessiertheit beschließt 
die Mitgliederversammlung die Arbeitsordnung.

Sie wird mit der fortschreitenden Entwicklung und 
Festigung der Genossenschaft vervollkommnet. Die 
Arbeitsordnung ist für alle Mitglieder verbindlich.

8. (1) In der Genossenschaft werden entsprechend den 
vorhandenen Schafherden und unter Berücksichti­
gung der zu erfüllenden Aufgaben Brigaden gebil­
det.

(2) Die Brigaden arbeiten auf der Grundlage eines 
von der Mitgliederversammlung bestätigten Planes.

(3) Die Brigaden werden von einem vom Vorstand 
eingesetzten und durch die Mitgliederversammlung 
bestätigten Brigadeleiter geleitet. Die Brigadeleiter 
tragen die Verantwortung für die ihnen übertrage­
nen Aufgaben.

(4) Die Brigademitglieder haben das Recht und die 
Pflicht, in der Mitgliederversammlung und in Bri­
gadeversammlungen Vorschläge zur Verbesserung 
der Arbeitsorganisation und zur Sicherung der Er­
füllung des Schurplanes zu unterbreiten und Kritik 
an derArbeit des Brigadeleiters oder anderer Bri­
gademitglieder zu üben.

9. (1) Die Vergütung für die geleistete Arbeit erfolgt 
nach dem sozialistischen Leistungsprinzip.

(2) Die Vergütung erfolgt nach Qualität und Quan­
tität der von den Mitgliedern für die Genossen­
schaft erbrachten Leistungen nach den von der 
Normenkommission vorgeschlagenen und von der 
Mitgliederversammlung bestätigten Normen.

IV.

Die Leitung der Genossenschaft

Die Genossenschaft wird nach dem Prinzip der 
innergenossenschaftlichen Demokratie geleitet.

A. Die Mitgliederversammlung

10. (1) Das höchste Organ der Genossenschaft ist die 
Mitgliederversammlung. In ihr beraten und be­
schließen alle Mitglieder Maßnahmen zur Verbesse­
rung der genossenschaftlichen Arbeit. Sie ist das 
Forum der sozialistischen Erziehung aller Mitglie­
der durch das ganze Kollektiv.

(2) Die Mitgliederversammlung faßt in allen die 
Genossenschaft betreffenden Angelegenheiten Be­
schlüsse, die für alle Mitglieder der Genossenschaft 
bindend sind. Sie tagt mindestens einmal im Jahr.

(3) Die'Mitgliederversammlung ist zuständig für:

a) die Bestätigung und Abänderung des Statuts 
und der Arbeitsordnung;

b) die Wahl und die Abberufung des Vorstandes, 
des Vorsitzenden und der Revisionskommis­
sion und anderer Kommissionen;

c) die Beratung und Beschlußfassung des Schur­
planes der Genossenschaft;

d) die Bestätigung der Rechenschaftsberichte der 
gewählten Organe;

e) die Bestätigung der Brigadeleiter und sonstiger 
leitender Mitglieder;

f) die Aufnahme und den Ausschluß von Mit­
gliedern;

g) die Bestätigung der Arbeitsnormen;
h) die Bestätigung der Prämienordnung;
i) die Bestätigung der Übernahmeprotokolle bei 

der Einbringung von Maschinen und Ersatz­
teilen;

j) die Festlegung von Schadenersatzansprüchen, 
gegenüber der Genossenschaft.

(4) Zwischen den Mitgliederversammlungen kann 
eine Bevollmächtigtenversammlung die Funktion 
des obersten Organs der Genossenschaft ausüben. 
Die Bevollmächtigten werden in den Brigaden für 
die Dauer von jeweils 2 Jahren gewählt, dabei ist 
auf 5 Mitglieder ein Bevollmächtigter zu wählen. 
Die Bevollmächtigtenversammlung kann Beschlüsse 
fassen. Für die Beschlußfassung entsprechend Abs. 3 
Buchstaben a, d, h, und j ist ausschließlich die Mit­
gliederversammlung zuständig.

11. (1) Die Mitgliederversammlung oder die Bevoll­
mächtigtenversammlung ist beschlußfähig, wenn 
mindestens zwei Drittel der Mitglieder bzw. Bevoll­
mächtigten anwesend sind. Die Beschlüsse werden 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. In jeder


